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Text 

Bestellung der Mitglieder 

§ 13j. (1) Die Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Ausschusses werden vom Bundesminister für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz bestellt. Das Vorschlagsrecht für die Mitglieder 
(Ersatzmitglieder) gemäß § 13g Abs. 1 Z 1 bis 4 kommt der in § 10 Abs. 1 Z 6 genannten 
Dachorganisation zu. § 10 Abs. 2 ist dabei sinngemäß anzuwenden. Für jedes Ausschussmitglied sind 
Ersatzmitglieder in der erforderlichen Anzahl zu bestellen. 

(2) Im Vorfeld der Bestellung sind durch die in Abs. 1 genannte Organisation Konsultationen mit 
anderen im Behindertenbereich tätigen Organisationen, insbesondere auch der Selbstbestimmt-Leben-
Bewegung, und dem amtierenden Monitoringausschuss zu führen. Die Auswahl der Mitglieder 
(Ersatzmitglieder) hat möglichst ausgewogen und nach objektiven, pluralistischen und partizipativen 
Kriterien zu erfolgen. 

(3) Mitglied (Ersatzmitglied) des Ausschusses kann nur sein, wer die Voraussetzungen für die 
Berufung in den Bundesbehindertenbeirat erfüllt (§ 11). 

(4) Die stimmberechtigten Mitglieder wählen für die Dauer der Funktionsperiode mit einfacher 
Mehrheit aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und mindestens einen Stellvertreter. Der Vorsitzende und 
dessen Stellvertreter können jeweils mit Zweidrittelmehrheit abgewählt werden. 

(5) Dem Vorsitzenden gebührt neben dem Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten unter 
sinngemäßer Anwendung der für Schöffen und Geschworene geltenden Bestimmungen des 
Gebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136, eine Vergütung für seine Tätigkeit. Als Vergütung 
gebührt für jede, wenn auch nur begonnene Stunde, ein Zehntel der Entschädigung eines Ersatzmitgliedes 
des Verfassungsgerichtshofes für einen Sitzungstag (§ 4 Abs. 3 des Verfassungsgerichtshofgesetzes, 
BGBl. Nr. 85/1953). Die monatliche Gesamtvergütung darf 70% des Ausgangsbetrags gemäß § 2 des 
Bundesgesetzes über die Bezüge der obersten Organe des Bundes, der Mitglieder des Nationalrates und 
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des Bundesrates und die von Österreich entsandten Mitglieder des Europäischen Parlaments 
(Bundesbezügegesetz – BbezG), BGBl. I Nr. 64/1997, nicht übersteigen. Steht der Vorsitzende im 
aktiven Bundesdienst, steht ihm unter Fortzahlung seiner Dienstbezüge die zur Erfüllung seiner Aufgaben 
notwendige freie Zeit zu; die Inanspruchnahme ist dem Dienstvorgesetzten mitzuteilen. Er hat Anspruch 
auf den Ersatz der Reisegebühren nach den für ihn geltenden Vorschriften. 

(6) Den Mitgliedern (Ersatzmitgliedern) gebührt der Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten unter 
sinngemäßer Anwendung der für Schöffen und Geschworene geltenden Bestimmungen des 
Gebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136. Steht ein Mitglied (Ersatzmitglied) im aktiven 
Bundesdienst, steht ihm unter Fortzahlung seiner Dienstbezüge die zur Erfüllung seiner Aufgaben 
notwendige freie Zeit zu; die Inanspruchnahme ist dem Dienstvorgesetzten mitzuteilen. Das Mitglied 
(Ersatzmitglied) hat Anspruch auf den Ersatz der Reisegebühren nach den für es geltenden Vorschriften. 

(7) Die Funktionsperiode des Ausschusses beträgt vier Jahre. Nach Ablauf der Funktionsperiode hat 
der alte Ausschuss die Geschäfte so lange weiterzuführen, bis der neue Ausschuss zusammentritt. Die 
Zeit der Weiterführung der Geschäfte durch den alten Ausschuss zählt auf die vierjährige 
Funktionsperiode des neuen Ausschusses. 

(8) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz hat ein Mitglied 
(Ersatzmitglied) von seiner Funktion zu entheben, wenn 

 a. das Mitglied (Ersatzmitglied) die Enthebung beantragt, 

 b. das Mitglied (Ersatzmitglied) über längere Zeit an der Ausübung seiner Funktion verhindert 
ist, oder 

 c. das Mitglied (Ersatzmitglied) sich der Vernachlässigung der Pflichten aus seiner Funktion 
schuldig gemacht hat. 

Vor der Enthebung eines Mitglieds (Ersatzmitglieds) ist der Monitoringausschuss anzuhören. 
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